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Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

 

Entwurf eines völkerrechtlichen Vertrags über eine verstärkte 
Wirtschaftsunion 

 

  Auswärtiges Amt 
  Staatssekretärin 

Berlin, den 4. Januar 2012

 

An den 
Direktor des Bundesrates 
 

 

Sehr geehrter Herr Direktor, 

im Rahmen des Europäischen Rates am 08./09. Dezember haben die Euro-

Mitgliedstaaten weitreichende strukturelle Maßnahmen in Richtung einer 

Stabilitätsunion beschlossen. Sie haben in einer Erklärung vereinbart, die 

Wirtschafts- und Währungsunion auf eine gestärkte vertragliche Grundlage zu 

stellen und in diesem Zusammenhang weitreichende Beschlüsse zur Schaffung 

verbindlicher Regeln zur Stärkung der Haushaltsdisziplin getroffen. 

Da diese Punkte aufgrund der Positionierung Großbritanniens zum jetzigen 

Zeitpunkt nicht im Wege einer Änderung der EU-Verträge umgesetzt werden 

können, sollen sie im Rahmen eines separaten völkerrechtlichen Vertrages 

implementiert werden. Alle Nicht-Euro-Mitgliedstaaten außer Großbritannien 

wollen in Abstimmung mit ihren nationalen Parlamenten prüfen, sich den 

entsprechenden Regelungen anzuschließen. Die Staats- und Regierungschefs der 

Euro-Mitgliedstaaten sind sich einig, dass diese Bestimmungen so bald wie 

möglich in den EU-Rahmen überführt werden sollen. 
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Am 16. Dezember hatte das Ratssekretariat einen ersten Entwurf für einen 

solchen völkerrechtlichen Vertrag übersandt, der dem Bundesrat durch ein 

Schreiben von Staatsminister Dr. Hoyer vom 19. Dezember übermittelt wurde. In 

der Anlage übersende ich Ihnen den heute vom Ratssekretariat vorgelegten 

überarbeiteten zweiten Entwurf. Die Verhandlungen sollen noch im Januar 2012 

abgeschlossen werden, damit der Vertrag bis spätestens März 2012 

unterschrieben werden kann. Anschließend muss eine Ratifizierung nach den 

jeweiligen nationalen Vorschriften erfolgen. 

Ich möchte Sie um Weiterleitung des beigefügten Vertragsentwurfs an die 

zuständigen Stellen des Bundesrates bitten. Die Bundesregierung wird den 

Bundesrat weiterhin unterrichten und einbeziehen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Emily Haber 
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